
Die Türkei hat gewählt: 
13,1 Prozent für die HDP 

Bericht von Wahlbeobachterin 
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Sind Kinder weniger wert als Autos?

Sanktionen bei Hartz IV aussetzen

Frühkindliche Erziehung und soziale Arbeit brauchen mehr Anerkennung

Sanktionen widersprechen der Menschenwürde

Vier Wochen lang waren 
zehntausende Erzieher_in-
nen, Sozialpädagog_innen 
und Mitarbeiter_innen der 
Behindertenhilfe im Streik.
Kitas waren geschlossen, 
für berufstätige Eltern gab 
es nur Notbetreuung, viele 
suchten familiäre Lösungen. 
Aber auch in den Jugend-
ämtern, den Behinderten-
einrichtungen, der Schul-
sozialarbeit u.a. kam es zu 

Engpässen. Deutlich ist: Die 
frühkindliche Bildungsarbeit 
in den Kindertagesstätten 
und die soziale Arbeit in den 
Verwaltungen und Einrich-
tungen ist wichtig für diese 
Gesellschaft. 
Die Anforderungen sind in 
den 25 Jahren, seitdem es 
die letzte Anpassung gab, 
enorm gestiegen. 
Ob Inklusion, Kinderschutz, 
Projektentwicklung – neue 

Herausforderungen hatten 
keine neuen Vergütungen 
zur Folge. 

Deshalb:  
Aufwertung jetzt!

Es geht auch um Geld: Er-
zieher_innen brauchen oft-
mals einen Zweitjob oder 
müssen aufstocken, weil 
das Gehalt nicht reicht. Wer 
einen solch anspruchsvol-
len Beruf ausübt, muss von 

seinem Einkommen leben 
können. Anscheinend sind 
der Gesellschaft Kinder we-
niger wert als Autos, denn: 
Es muss sich wohl kaum ein 
Opel- oder VW-Mitarbeiter 
beim Jobcenter anstel-
len, um seine ergänzende 
Grundsicherung in Empfang 
zu nehmen. 

Mehr geld für gute 
Arbeit

Die Kommunen sollen die El-
ternbeiträge für die Zeit des 
Streiks zurückzahlen. Aller-
dings tragen sie jetzt schon 
mehr als Dreiviertel der 
Kosten der Kinderbetreu-
ung. Kitas sind Teil des Bil-
dungswesens und müssen 
beitragsfrei sein. DIE LINKE 
fordert Landes- und Bundes-
regierung auf, mehr Geld zur 
Verfügung zu stellen, damit 
gute Arbeit in der frühkind-
lichen Bildung und im Sozi-
al- und Behindertenbereich 
geleistet werden kann.
Gleichzeitig muss die ver-
antwortungsvolle Tätigkeit 
der Sozialpädagog_innen -
besser bewertet werden.

Laut dem Sozialgericht Go-
tha sind gesetzliche Sanktio-
nen gegen Hartz-IV-Empfän-
ger mit Leistungskürzungen 
um 30 bis 100 Prozent ver-
fassungswidrig. Mit diesem 
Beschluss vom 26. Mai 2015 
legte das Gericht dem Bun-
desverfassungsgericht eine 
Klage zur Prüfung vor (Az.: S 
15 AS 5157/14). 

Für DIE LINKE gilt ohne 
Wenn und Aber: Der Staat 
ist verpflichtet, ein men-
schenwürdiges Existenzmi-
nimum zu gewähren. Der 
Entzug der Lebensgrundlage 
verstößt gegen sozialstaat-
liche und humanistische 
Grundsätze. 

Im  letzten Jahr wurden in 
Deutschland mehr als eine 
Million Sanktionen ausge-
sprochen. Da es besonders 
oft Jugendliche unter 25 
Jahren trifft und diese zu-
dem schnell alle Leistungen 
verlieren können, ist der 
erschreckende Anstieg der 
Obdachlosen-Zahl eine un-
mittelbare Folge. 
Dennoch sprechen sich Ar-
beitgeberverbände weiter 
für Sanktionen aus. Denn sie 
profitieren davon, dass Men-
schen gezwungen sind, Ar-
beitsverhältnisse mit Nied- 
riglohn und zu schlechten 
Bedingungen einzugehen. 
Anwälte empfehlen allen 
Betroffenen, die Sanktio-

nen bekamen, einen Über-
prüfungsantrag zu stellen.
Dieser kann nach einer  
positiven Entscheidung 
(durch das Bundesverfas-
sungsgericht) zu einer Rück-
zahlung der einbehaltenen 
Gelder führen. 

DIE LINKE fordert die sofor-
tige Abschaffung der Sank-
tionen, die Erhöhung des 
Regelsatzes auf mindestens 
500 Euro und tritt dafür ein, 
Hartz IV durch eine sankti-
onsfreie Mindestsicherung 
in Höhe von 1050 Euro zu 
ersetzen, die eine men-
schenwürdige Existenz und 
gesellschaftliche Teilhabe 
sichert. Das muss drin sein! Hartz IV ist Armut per Gesetz

Es werden mehr junge Erzieher und Erzieherinnen gebraucht 

Links.
Unser  
Nachbar NSA
Durch die Enthüllungen von 
Edward Snowden haben wir 
erfahren, wie umfassend 
wir alle durch US-Geheim-
dienste überwacht werden.  

Hessen spielt in der NSA-Af-
färe eine sehr bedeutsame 
Rolle: Das US-Konsulat in 
Frankfurt ist eine heimliche 
Abhörstation und eine der 
größten Niederlassungen 
der CIA außerhalb der USA. 
Von hier aus werden Ent-
führungen und geheime 
Foltergefängnisse geplant.  

Auch der ›Dagger Complex‹ 
in Griesheim ist ein Abhör-
posten der US-Armee. 
Am 11. und am 12. Septem-
ber findet im Hessischen 
Landtag in Wiesbaden eine 
öffentliche Tagung zum 
Thema »Unser Nachbar  
NSA – Geheime Aktivitäten 
der US-Nachrichtendienste 
in Deutschland« mit renom-
mierten Experten statt. 

Mehr Informationen hier-
zu gibt es ab August unter: 
linksfraktion-hessen.de
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K+S gefährdet das Trinkwasser

NSU: Viele Fragen offen

Für eine nachhaltige Kaliproduktion

Bouffier und Geheimdienst mitschuldig

Die Versalzung der Land-
schaft, der Flüsse und des 
Grundwassers durch die 
K+S AG muss gestoppt wer-
den. Salzhalden dürfen nicht 
länger Ackerland unter sich 
begraben und über Jahr-
hunderte das Grundwasser 
versalzen. Das bürdet nach-
folgenden Generationen 
hohe Kosten auf. Die von 
der Hessischen Landesre-
gierung abgesegnete Form 
der Entsorgung der Abfälle 
des Unternehmens steht in 
krassem Gegensatz zum EU- 
Recht. Dadurch sind 

Arbeitsplätze der Kalire-
gion akut gefährdet. Nur 
eine umweltgerechte Ent-
sorgung kann die Arbeits-
plätze sichern. Zusammen  
mit der ›Werra-Weser-An-
rainerkonferenz‹ und dem 
›Aktionsbündnis salzfreies 
Märchenland‹ hat DIE LIN-
KE auf dem Hessentag in 
Hofgeismar eine Erklärung 
verabschiedet, in der die 
Hessische Landesregierung 

aufgefordert wird, ihren 
Vier-Phasen-Plan aufzuge-
ben und die Trinkwasser 
gefährdende Versenkung 
von Salzabwässern sofort zu 
untersagen.
Das Hessische Landesamt 
für Umwelt und Geologie 
(HLUG) hat nachgewiesen, 
dass Teile des Grundwas-
sers bereits versalzen sind 
und Trinkwasserbrunnen im 
Werra-Raum unbrauchbar 
werden könnten. Die grüne        

Umweltministerin ignoriert 
aber die Forschungsarbei-
ten ihrer eignen Fachbehör-
de. Anstatt die Versenkung 
zu verbieten, untersagt  
Priska Hinz den landesei-
genen Experten die For-
schungsergebnisse öffent-
lich zu vertreten.
Nicht die für K+S billigsten 
Verfahren, sondern ressour-
cen- und umweltschonende 
Technik muss eingesetzt 
werden. Seit Jahren ver-
sucht die K+S AG das zu ver-
hindern. Der Konzern spielt 
auf Zeit, um die Lagerstät-
ten in Thüringen und Hessen 
ohne große Investitionen 
ausbeuten und möglichst 
hohe Gewinne erzielen  
zu können.
Wir fordern die Hessische 
Landesregierung auf, diese 
völlig fehlgeleitete Umwelt- 
und- Industriepolitik auf 
Kosten der Allgemeinheit 
zu beenden. Die beste-

Der NSU-Komplex ist sehr 
vielschichtig. Vieles liegt 
immer noch im Dunkeln. 
Wir wissen heute: Nazi-Ge-
walt wurde durch V-Leute 
begünstigt. Akten wurden 
massenhaft geschreddert. 
Auch Beamte waren in brau-
nen Netzwerken verstrickt. 
Doch Konsequenzen gibt es 
bis heute kaum, weil Regie-
rungen, Geheimdienste und 
Justiz dies weiter blockieren.
Das Land Hessen ist ein 
dramatisches Beispiel. Ge-
gen Volker Bouffier und den 
hessischen Geheimdienst 
wurden im einstimmig be-
schlossenen NSU-Bericht 
des Deutschen Bundestages 
massive Vorwürfe erhoben. 

Verfassungsschutz  
verhindert Aufklärung

Sie hätten die Ermittlungen 
der Polizei beim NSU-Mord 
in Kassel beeinträchtigt und 
behindert. Die Tatsache, 
dass einer der  hauptamt-
lichen ›Verfassungsschüt-
zer‹ (mit Spitznamen »klein 
Adolf« genannt) beim NSU-
Mord in Kassel am Tatort 
war (!) und direkte Kontak-

te zum Nazinetzwerk hatte, 
sollte unter den Teppich ge-
kehrt werden.
Gemeinsam mit Journalis-
ten, Initiativen und den An-
wälten der Opferfamilien 
muss der Kampf um Auf-
klärung unbedingt weiter 
gehen. Abgeordnete aller 
Fraktionen des Deutschen 
Bundestags riefen bei einer 
Befragung in Wiesbaden zu 
gemeinsamer Aufklärung in 
Hessen auf und zahlreiche 
Sachverständige unterstüt-
zen uns im NSU-Ausschuss 
des Hessischen Landtags.
Es wäre an der Zeit, dass die 
schwarzgrüne Landesregie-
rung und ihre Behörden end-
lich zur Wahrheitsfindung 
beitragen würden und die 
notwendigen Konsequenzen 
zögen, statt weiterhin zu 
blockieren.

Kalibergbau verschandelt nicht nur die Landschaft – er begräbt Ackerflächen unter sich  
und versalzt das Grundwasser

Links.

hende Bergbau- und Um-
weltgesetzgebung muss 
angewendet und K+S auf 
eine nachhaltige, umwelt- 
und ressourcenschonende  
sowie Arbeitsplätze sichern-
de Kaliproduktion verpflich-
tet werden.
Hier geht‘s zur Hofgeisma-
rer Erklärung – einfach QR-
Code mit dem Smartphone 
scannen:

Die Türkei hat gewählt: 13,1 Prozent für HDP
Bericht einer Wahlbeobachterin

Als Wahlbeobachterin in den 
kurdischen Provinzen der 
Türkei wurde ich Zeugin ei-
nes ›historischen Moments‹. 
Die HDP (Demokratische 
Partei der Völker), in der 
sich neben Kurd_innen fast 
alle ethnischen Minderhei-
ten (sowie Glaubens- und 
Religionsgemeinschaften, 
linke Kräfte sowie Künstler, 
LSBTIQ-und Frauengruppen) 
zusammengeschlossen hat-
ten – war angetreten, um die 
undemokratische Hürde von 
10 Prozent zu überspringen. 
Und sie hat es mit 13,1 Pro-
zent geschafft!
Schon Tage vor der Wahl 
wurde mit Anschlägen und 
Verhaftungen immer wie-

der versucht, für Unruhe zu 
sorgen und die HDP sowie 
ihre Wähler_innen einzu-
schüchtern. Ich selbst habe 
an einer Großdemonstration 
der HDP in Diyarbakir teilge-
nommen und war Zeugin, als 
eine Bombe vier Menschen 
in den Tod riss. Viele  Men-
schen wurden teils schwer 
verletzt. Mein Eindruck war: 
Man hat bewusst eine Mas-
senpanik unter den 200.000 
bis 400.000 Anwesenden 
in Kauf genommen und nur 
aufgrund des besonnenen 
Verhaltens der Leid gewohn-
ten Kurd_innen ist es nicht 
dazu gekommen. (Ausführli-
cher Bericht mit Bildern auf 
meiner Homepage: 

www.barbara-cardenas.de).
Doch trotz aller Einschüch-
terungsversuche hat die 
HDP es geschafft, ins Parla-
ment in Ankara einzuziehen.
DIE LINKE betrachtet das 
als ein sehr hoffnungsvolles, 
Mut machendes Zeichen. 
Von dieser Wahl geht die 
Botschaft aus, dass mehr 
Demokratie, soziale Gerech-
tigkeit, Vielfalt und Gleich-
berechtigung eine starke 
Stimme haben müssen. Er-
freulich ist zudem, dass eine 
Erdogan-Alleinregierung da-
mit verhindert werden konn-
te und Erdogans Versuch, 
eine weitere Aushöhlung der 
Demokratie voranzutreiben, 
erst einmal gestoppt wurde.
DIE LINKE wird die weitere 
Entwicklung in der Türkei 
sehr aufmerksam beobach-
ten und die Arbeit der HDP 
solidarisch begleiten.

Marjana Schott, umwelt- 
politische Sprecherin DIE LINKE. 
im Hessischen Landtag

Barbara Cárdenas, migrations-
politische Sprecherin DIE LINKE.  
im Hessischen Landtag

Hermann Schaus, innenpoliti- 
scher Sprecher DIE LINKE.  
im Hessischen Landtag
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Bildungsgipfel: Wird hier eine große Chance vertan?
Kurz vor Ende des Bildungsgipfels am 17. Juli ist er offenbar zum Scheitern verurteilt

Die Befürchtung, der Gip-
fel sei von vornherein eine 
Alibiveranstaltung und das 
Ergebnis am Ende nicht mit 
tragbar, hatte DIE LINKE von 
Anfang an. Unverständlich 
war es, neben der parla-
mentarisch eingerichteten 
und wissenschaftlich be-
gleiteten ›Enquetekommis-
sion Bildung‹ parallel einen 
Bildungsgipfel einzuberu-
fen, anstatt diesen als aus-
führendes Organ an die 
Enquetekommission anzu-
schließen.
Und auch zwischendurch 
waren die Zeichen nicht er-
mutigend. So äußerte jüngst 
Ministerpräsident Volker 
Bouffier (CDU) öffentlich, 

die CDU werde keine ihrer 
Grundüberzeugungen auf-
geben und beispielsweise 
die Hauptschulen erhalten.  
Dabei ist die Überwindung 
des ausufernden und hier-
archisch gegliederten Schul-

systems eines der zentralen 
Themen des Gipfels. 
Auf dem Bildungsgipfel 
muss es um Inhalte gehen, 
nicht um das Parteigeplän-
kel oder das Festhalten an 
veralteten Idealen. 

Einen Erfolg wird es nur 
dann geben, wenn ein Kon-
zept für den Ausbau echter 
Ganztagsschulen, für inklu-
siv arbeitende Schulen und, 
vor allem für die Ressour-
cenbereitstellung vorgestellt 
wird. Vergessen werden darf 
auch nicht, dass die hes-
sischen Lehrkräfte schon 
jetzt im Bundesvergleich die 
höchsten Pflichtstunden, 
die längsten Arbeitszeiten 
und nun bald auch noch 
eine tarifliche Nullrunde 
vor sich haben. Gleichzei-
tig müssen sie immer neue 
Herausforderungen schul-
tern, ohne auf diese rich-
tig vorbereitet zu werden. 
Dazu kommt: Bislang ließ 

man die Ressourcenfrage 
trotz vehementer Proteste 
außen vor. Doch ohne zu-
sätzliche Mittel können die 
Lehrkräfte nicht noch mehr 
Zusatzaufgaben bewältigen.
Und das wird DIE LINKE  
ihnen auch nicht zumuten.
Es gilt: Bildungserfolg darf 
nicht von der sozialen Her-
kunft oder schlechten Rah-
menbedingungen abhängig 
sein und ein Scheinpakt für 
den Nachmittag darf den 
Ausbau von echten Ganz-
tagsschulen nicht verhin-
dern. Wird sich das drohen-
de Scheitern bewahrheiten, 
ist eine Riesenchance für 
die hessischen Schülerinnen 
und Schüler vertan worden.

Lehrer_innen sind jetzt schon völlig überlastet – doch statt neuer  
Stellen und Arbeitsentlastung wird weiter Sparkurs betrieben

Keine Stellenkürzungen an Schulen!

Vorratsdatenspeicherung stoppen

Kürzungen an Grundschulen und Gymnasien inakzeptabel

Wer überwacht wird, ist nicht frei

Die schwarzgrüne Landes-
regierung hat sich das Ziel 
auf die Fahne geschrieben: 
›Schulfrieden‹! Doch der ist 
noch lange nicht in Sicht. 
Nicht nur, dass dringend not-
wendige Reformen wie der 
Ganztagsschulausbau stag-
nieren und durch Scheinpro-
jekte wie dem ›Pakt für den 
Nachmittag‹ von den eigent-
lichen Problemen abgelenkt 
wird – nein: Man versucht 
klammheimlich auch noch 
Lehrerstellen zu kürzen. 
Betroffen sind die Grund-
schulen und die Gymnasiale 
Oberstufe. Hier soll es ab 
dem nächsten Schuljahr zu 
einer verringerten Stellenzu-
weisung kommen. 

Die Vorratsdatenspeiche-
rung ist ein gefährlicher Ein-
griff in die Freiheitsrechte, 
der durch nichts zu rechtfer-
tigen ist. Trotzdem liegt aktu-
ell ein neuer Gesetzentwurf 
der Bundesregierung zur 
›Vorratsdatenspeicherung‹ 
vor. Die hessische CDU ap-
plaudiert und die Grünen zei-
gen sich widerstandslos.
Internetprovider und Tele-
kommunikationsunterneh-

Kein Werben für’s Sterben!

Insgesamt 300 Stellen wer-
den abgezogen und in an-
dere Schulprojekte, wie den 
Mogelpakt für den Nachmit-
tag beordert. DIE LINKE be-
fürwortet die Intensivkurse 
für Flüchtlingskinder – doch 
dafür müssen zusätzliche 
Ressourcen geschaffen an-
statt weitere Stellen gekürzt 

men sollen Verkehrsdaten 
(wer, wann und wo mit wem 
kommuniziert hat) zehn Wo-
chen lang speichern dürfen. 
Standortdaten von Mobilte-
lefonen sollen vier Wochen 
lang gespeichert werden, 
damit man Aufenthaltsorte 
von Personen nachvollzie-
hen kann. Diese Totalüber-
wachung ist ein massiver 
Eingrif in die Grundrechte 
und hilft nicht bei der Ver- Protest gegen die Bundeswehrpräsenz auf dem Hessentag 2015

werden. DIE LINKE lehnt  
diese deutlichen Ver-
schlechterungen ab. 
Mit solchen Plänen wird es 
nicht nur keinen ›Schulfrie-
den‹ geben – solche Pläne 
werfen auch alle Arbeiten 
der Beteiligten und ihre Vor-
schläge für eine gute Schul-
politik über Bord.

brechensbekämpfung.Sie ist 
und bleibt ein klarer Verfas-
sungsbruch und gefährdet 
die Demokratie.

Links.

Ulrich Wilken, rechtspolitischer 
Sprecher DIE LINKE.  
im Hessischen Landtag

Ist der Gipfel noch zu erklimmen?
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Bildungs-
gipfel.

Spätestens seit der Münch-
ner Sicherheitskonferenz 
2014 ist immer wieder die 
Rede davon, dass Deutsch-
land mehr ›Verantwortung‹ 
übernehmen soll – notfalls 
auch mit militärischer Ge-
walt. Tatsächlich beteiligt 
sich Deutschland seit dem 
völkerrechtswidrigen Jugo-
slawien-Krieg leider längst 
an vielen Kriegen. Bis heute 
lehnt eine Mehrheit in der 
Bevölkerung (etwa 75 Pro-
zent) deutsche Kriegseinsät-
ze ab – und das ist gut so. 

Auslandseinsätze
sind der falsche Weg

DIE LINKE ist durchaus da-
für, mehr Verantwortung 
zu übernehmen. Allerdings 
mehr Verantwortung für 
den Frieden in der Welt. Wir 
brauchen eine Friedenspoli-
tik, die auf die Beseitigung 
der Konfliktursachen gerich-
tet ist. Das, was der Westen 
und die NATO in den letzten 

Jahren angerichtet haben, 
ist dagegen ein einziges De-
saster: Zerstörte Staaten, 
mächtige und hoch gerüste-
te Terrororganisationen, vie-
le Millionen Tote und Flücht-
lingsströme.

DIE LINKE wehrt sich gegen 
eine Militarisierung der Au-
ßenpolitik und gegen große 
Militärspektakel im Innern. 
Diese kosten viele Millionen 
Euro und noch dazu werden 
junge Menschen als Nach-
wuchs für die Truppe ange-
worben. Auch bei den Hes-
sentagen muss gelten: »Kein 
Werben fürs Sterben«.

Willi van Ooyen, europa- 
politischer Sprecher DIE LINKE.  
im Hessischen Landtag
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Bus und Bahn bald unbezahlbar?
Immer teurere Fahrkarten sind nicht alternativlos

Die hessischen Verkehrsver-
bünde RMV und NVV feiern 
dieses Jahr ihr 20-jähriges 
Bestehen. Einiges hat sich in 
dieser Zeit verbessert, aber 
manches ist auch schlech-
ter geworden. Die zwangs-
weise Vergabe von Bus- und 
Bahnlinien an den billigsten 
Konzern führten zu immer 
schlechteren Arbeitsbedin-
gungen und zu einem Mas-
sensterben mittelständi-
scher Busunternehmen.
Derweil erhöht beispielswei-
se der RMV jedes Jahr seine 
Preise um deutlich mehr als 
die Inflationsrate. Und die 
Landesregierung steckt – im 
Gegensatz zu anderen Län-
dern – keinen eigenen Cent 
in den ÖPNV, sondern lässt 
Bund, Gemeinden und vor 
allem die Ticket-Käufer allei-
ne bezahlen.
DIE LINKE findet: Busse und 
Bahnen müssen preiswerter 

werden. Sie sind für viele 
Menschen eine wichtige 
Voraussetzung für die Teil-
habe am gesellschaftlichen 
Leben.
Der Weg zur Arbeit, zu 
Freunden, zum Arzt oder 
Kulturveranstaltungen muss 
auch ohne Auto für jeden 
möglich sein.

Nahverkehrsabgabe 
durch unternehmen

Sie könnten sofort preiswer-
ter werden. Dazu müsste die 
CDU-SPD-Bundesregierung 
die sogenannten ›Regiona-
lisierungsmittel‹ – also die 
ÖPNV-Finanzierung aus der 
Mineralölsteuer – endlich 
angemessen erhöhen. 
Und das schwarzgrün  
regierte Hessen muss über-
haupt wieder eigene Mittel 
für den Ausbau und Betrieb 
des Nahverkehrs beisteu-
ern. Mittelfristig muss aber 

auch über neue Wege der 
ÖPNV-Finanzierung nachge-
dacht werden, um die not-
wendigen Preissenkungen 
herbeizuführen und gleich-
zeitig den dringend notwen-
digen Ausbau des Angebo-
tes – gerade auf dem Land 
– stemmen zu können.
Genauso wie Straßen und 
Wege, die für alle aus Steu-
ermitteln bezahlt werden, 
nutzt die Erschließung mit 
Bussen und Bahnen allen: 

Den Menschen vor Ort, den 
ansässigen Unternehmen 
und der Umwelt. Weniger 
Autos erhöhen die Lebens-
qualität in den Städten.
Deshalb sollte eine Nahver-
kehrsabgabe, die Unterneh-
men bezahlen müssen, wie 
es sie schon in Frankreich 
gibt, in Erwägung gezogen 
werden. Ein sehr günstiges 
Bürgerticket für alle, ähn-
lich den heutigen Semester- 
oder Jobtickets, zusammen 

Impressum

Flüchtlinge Willkommen!
Für eine Wende in der Asylpolitik

Während die schwarzgrüne 
Landesregierung in inhalts-
armer ›Willkommenskultur‹-
Rhetorik schwelgt, spricht 
die Realität in der hessi-
schen Flüchtlingspolitik eine 
andere Sprache: Überall im 
Lande entstehen Zeltstädte, 
Containersiedlungen und an-
dere Provisorien. 

Mindeststandards und 
betreuung gefordert 

Immer wieder dringen Be-
richte über menschen- 
unwürdige Bedingungen in 
den Gemeinschaftsunter-
künften an die Öffentlichkeit. 
Statt jetzt die Voraussetzun-
gen für eine inklusive Asyl-
politik zu schaffen, damit 
Geflüchtete hier möglichst 
schnell Fuß fassen können, 
schiebt Schwarzgrün die 

Menschenwürdige Unterbringung und Mindeststandards  
für Geflüchtete

Verantwortung in der Flücht-
lingspolitik auf den Bund und 
die Kommunen ab. Den An-
trag der Fraktion DIE LINKE 
für Mindeststandards und 
eine Sicherstellung der Be-
treuung für die Geflüchte-
ten, lehnten die Regierungs- 
fraktionen ab. 
Dabei geht es längst um 
mehr als um bautechnische 
Ausführungen bei den Un-
terkünften: Es geht darum, 
wie sich Hessen angesichts 
der Bürgerkriege vor den 
Toren Europas und täglicher 
Flüchtlingsdramen auf dem 
Mittelmeer positioniert. 
DIE LINKE wird sich weiter-
hin für eine Umkehr zu einer 
humanen Asylpolitik und für 
eine menschenwürdige Auf-
nahme von Menschen in Not 
einsetzen.

mit einem massiven Ausbau 
des Angebots. So könnte 
der ÖPNV für das 21. Jahr-
hundert aussehen.

Janine Wissler, Fraktions- 
vorsitzende DIE LINKE.  
im Hessischen Landtag
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8259 Sozialwohnungen weniger  
in nur zwei Jahren! 
DIE LINKE fordert nachhaltige Konzepte

Der soziale Wohnungsbau in 
Hessen geht weiter zurück. 
Dies ergab eine Anfrage der 
LINKEN. Bereits im Zeitraum 
von 1991 bis Ende 2012 ist 
der Bestand an Sozialwoh-
nungen von  205.000 auf  
120.000 Wohneinheiten 
gesunken. Dieser Trend 
hat sich in den letzten bei-
den Jahren noch verstärkt.  
Von Ende 2012 bis Ende 
2014 reduzierte sich die 
Zahl der Sozialwohnungen 
von 119.945 auf 111.686. 
Mit diesem Rückgang von  
8.259 Wohnungen innerhalb 
von nur zwei Jahren hat sich 
der Abbautrend sogar noch 
verstärkt! 
Diese Zahlen machen 
deutlich, dass sowohl die 
Versäumnisse der alten 
Landesregierung von CDU 
und FDP, als auch die viel 
zu halbherzigen Maßnah-
men der schwarzgrünen 
Landesregierung in keins-
ter Weise ausreichen, um 
die prekäre Situation am 
Wohnungsmarkt in den 
Städten zu beheben. Vor 
allem in den Ballungsge- 

bieten und in den Universi-
tätsstädten nimmt dieser 
Rückgang dramatische For-
men an. Die Zahl der Betrof-
fenen, denen trotz Registrie-
rung ihres Anspruchs keine 
Sozialwohnung angeboten 
werden konnte, steigt zu-
dem immer weiter. 

Fast 45.000 Familien 
sind derzeit behördlich 
erfasst

Die Gesamtzahl der berech-
tigten Familien in Hessen 
wurde in einer Studie sogar 
mit 270.000 angegeben. 
Gerade für diese Menschen 
ist die Situation existenz-
bedrohend. Sie müssen auf 
dem privaten Wohnungs-
markt zu überhöhten Prei-
sen Wohnungen mieten.  
 

Landesmittel für  
Sozial- und Studieren-
denwohnungen

Nicht selten führt das dazu, 
dass sie mehr als 50 Prozent 
ihres Einkommens nur für 
Wohnkosten ausgeben müs-
sen. Um die Lage am sozia-
len Wohnungsmarkt wieder 

in den Griff zu bekommen, 
fordert DIE LINKE ein nach-
haltiges Konzept, statt ak-
tionistischer Programme. 
Notwendig sind Landesmit-
tel  zur Errichtung von 4.000 
neuen Sozial- sowie 2.000 
weiteren Studierendenwoh-
nungen pro Jahr. Außerdem 
fordern wir ein Sonderpro-
gramm zur menschenwür-
digen Unterbringung von 
Flüchtlingen. Nur so können 
wir es schaffen, den Trend 
ständig steigender Mietprei-
se mittelfristig umzukehren.

preis für eine Einzelfahrt 
in die Nachbarstadt

2,60 €

Nürnberg- 
Fürth 
(VGN)

Hamburg- 
Pinneberg 

(HVV)

Berlin- 
Potsdam 

(VBB)

Kassel- 
Baunatal 

(NVV)

Mannheim- 
Viernheim 

(VRN)

Frankfurt- 
Offenbach 

(RMV)

3,10 €
3,30 €

3,60 €
3,90 €

4,55 € preis für eine Monatskarte 
in die Nachbarstadt

73,50 €
79,70 €

98,20 €
98,50 €

102,40 €

129,80 €

Kassel- 
Baunatal 

(NVV)

Nürnberg-
Fürth 
(VGN)

Mannheim- 
Viernheim 

(VRN)

Berlin- 
Potsdam 

(VBB)

Hamburg- 
Pinneberg 

(HVV)

Frankfurt- 
Offenbach 

(RMV)
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